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Betreff: BR-Drucksache 383/26 vom 18.06.2026 

Stellungnahme 

des Bund der Militär- und Polizeischützen e.V. (BDMP) 

zum Gesetzesantrag des Landes Berlin – Entwurf eines … Gesetzes zur Änderung 

des Waffengesetzes: Ausgestaltung des unerlaubten Umgangs mit 

halbautomatischen Kurzwaffen zum Verschießen von Patronenmunition als 

Verbrechen (BR-Drucksache 383/26 vom 18.06.2026) 

  

I. Gegenstand und Anliegen dieser Stellungnahme 

Der Bund der Militär- und Polizeischützen e.V. (BDMP) vertritt als bundesweit tätiger, 

anerkannter Schießsportverband die Interessen einer Vielzahl von Sportschützinnen und 

Sportschützen, die ihren Sport mit erlaubt erworbenen und besessenen Schusswaffen 

ausüben. Als bundesweiter rechtlicher Berater des BDMP nehmen wir namens und in 

Vollmacht des Verbandes zu dem im Betreff bezeichneten Gesetzesantrag Stellung. Der 

Antrag hebt den unerlaubten Umgang mit halbautomatischen Kurzwaffen zum Verschießen 

von Patronenmunition – bislang ein Vergehen nach § 52 Abs. 1 Nr. 2 WaffG – auf die Ebene 

eines Verbrechens (§ 51 Abs. 1 WaffG-E, Freiheitsstrafe von einem Jahr bis zu fünf Jahren) 

und eröffnet zugleich die Telekommunikationsüberwachung. In der konkreten Fassung 

erfasst die Verschärfung jedoch nicht nur die intendierte Zielgruppe der Organisierten 

Kriminalität, sondern auch Inhaber waffenrechtlicher Erlaubnisse, die einen lediglich 

formalen Verstoß begehen; genau diese unbeabsichtigte Reichweite ist Gegenstand 

unseres Anliegens. 
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II. Das kriminalpolitische Ziel wird ausdrücklich geteilt 

Vorweg stellen wir klar, dass der BDMP das Ziel teilt, der unkontrollierten Verbreitung 

scharfer Schusswaffen in der kriminellen Szene und insbesondere dem illegalen Handel der 

Organisierten Kriminalität wirksam und mit Nachdruck entgegenzutreten. Gegen eine 

Heraufstufung des Handeltreibens und des Verbringens in den Verbrechensbereich erheben 

wir keine Einwände. Unsere Kritik richtet sich allein gegen die Breite der Norm, soweit der 

unerlaubte Erwerb, Besitz und das Führen erfasst werden (§ 51 Abs. 1 Nr. 2 Buchstabe a 

WaffG-E) und damit auch der rechtstreue Legalwaffenbesitzer zum Verbrecher wird, der mit 

der Organisierten Kriminalität nichts zu tun hat. 

III. Die Neufassung erfasst auch Inhaber waffenrechtlicher Erlaubnisse 

Der unerlaubte Erwerb, Besitz und das Führen einer halbautomatischen Kurzwaffe wird in 

der Praxis regelmäßig auch von Personen verwirklicht, die Inhaber einer Waffenbesitzkarte, 

eines Waffenscheins oder eines Jagdscheins sind und im Übrigen sämtliche 

waffenrechtlichen Anforderungen – Zuverlässigkeit, persönliche Eignung, Sachkunde, 

Bedürfnis – erfüllen. Die Begehung beruht in diesen Fällen typischerweise nicht auf 

krimineller Energie, sondern auf rein formalen Pflichtverstößen, etwa: 

- dem Besitz einer erbschaftsbedingt oder infolge versäumter Anmeldung nicht 

eingetragenen Waffe; 

dem Erwerb vor wirksamer Eintragung in die Waffenbesitzkarte; 

dem Führen einer berechtigt besessenen Waffe ohne den hierfür erforderlichen 

Waffenschein; 

dem Fortbestand des Besitzes nach Fristablauf oder im Schwebezustand einer noch nicht 

bestandskräftigen behördlichen Entscheidung; 

dem vorübergehenden Besitz einer geliehenen Vereinswaffe (§ 12 WaffG), wenn der 

Rahmen der zulässigen Überlassung – etwa Frist oder Bedürfnisbezug – verfehlt wird. 

Diese Sachverhalte stellt bereits das geltende Recht zu Recht unter Strafe; sie als 

Verbrechen einzuordnen, schießt jedoch weit über das gesetzgeberische Ziel hinaus. 

IV. Die Rechtsfolgen treffen Erlaubnisinhaber unverhältnismäßig 

Die Einordnung als Verbrechen entfaltet für den betroffenen Legalwaffenbesitzer Folgen, die 

in keinem Verhältnis zum Unrechtsgehalt eines formalen Verstoßes stehen. 

1. Anhebung der Mindeststrafe und Verbrechensqualität. Die Mindeststrafe steigt von 

sechs Monaten (§ 52 Abs. 1 WaffG) auf ein Jahr Freiheitsstrafe; entscheidend ist jedoch die 

Umqualifizierung vom Vergehen zum Verbrechen, die die weiteren Nebenfolgen erst nach 

sich zieht. 

2. Ausschluss der §§ 153, 153a StPO. So scheidet eine Einstellung wegen Geringfügigkeit 

oder gegen Auflagen aus, weil §§ 153, 153a StPO ein Vergehen voraussetzen; gerade die 

für Bagatellfälle vorgesehene Ventilfunktion der Staatsanwaltschaft entfällt. 

3. Zwingender Verlust sämtlicher waffenrechtlicher Erlaubnisse. Vor allem aber verliert, 

wer wegen eines Verbrechens rechtskräftig verurteilt wird, nach § 5 Abs. 1 Nr. 1 Buchstabe 

a WaffG zwingend und ohne jede Mindeststrafschwelle die erforderliche Zuverlässigkeit, was 

den gebundenen Widerruf sämtlicher Erlaubnisse (§ 45 Abs. 2 WaffG) und damit das Ende 
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der schießsportlichen oder jagdlichen Betätigung zur Folge hat. Eine Vergehensverurteilung 

nach § 52 WaffG lässt die Zuverlässigkeit demgegenüber erst bei einer Freiheitsstrafe von 

mindestens einem Jahr zwingend entfallen (§ 5 Abs. 1 Nr. 1 Buchstabe b WaffG) und im 

Übrigen nur unter den widerleglichen Voraussetzungen der Regelunzuverlässigkeit (§ 5 Abs. 

2 WaffG); die Verbrechensverurteilung wirkt dagegen, auch bei einer Geldstrafe im minder 

schweren Fall, absolut und unwiderleglich. 

4. Telekommunikationsüberwachung gegen Erlaubnisinhaber. Schließlich würde über 

die Aufnahme in den Katalog des § 100a Abs. 2 StPO die Telekommunikationsüberwachung 

bereits beim Verdacht eines bloßen Besitzverstoßes eines Erlaubnisinhabers eröffnet, was 

zur Eingriffstiefe dieses Grundrechtseingriffs (Art. 10 GG) außer Verhältnis steht. 

V. Wertungswiderspruch: Gleichstellung mit verbotenen Waffen 

Hinzu tritt ein Wertungswiderspruch. Die bisherige Verbrechensschwelle des § 51 WaffG 

betrifft vollautomatische Waffen und sogenannte Pumpguns, deren Strafwürdigkeit die 

Begründung des Antrags selbst darauf stützt, dass es sich um klassische „Unterwelt“-Waffen 

handele, die hauptsächlich im kriminellen Milieu benutzt würden; es sind verbotene Waffen, 

die kein Privater legal besitzen darf. 

Die halbautomatische Kurzwaffe ist demgegenüber die legale Standard-Sport- und 

Jagdwaffe Hunderttausender erlaubnisbesitzender Bürgerinnen und Bürger. Den formalen 

Besitzverstoß eines geprüften, zuverlässigen Erlaubnisinhabers mit dem Besitz einer 

kategorisch verbotenen Waffe gleichzusetzen, steht in Spannung zum Schuldprinzip und 

zum Übermaßverbot (Art. 2 Abs. 1 i.V.m. Art. 20 Abs. 3 GG); die starre Mindeststrafe nimmt 

dem Gericht gerade in den Fällen geringsten Unrechts jeden Spielraum. 

VI. Der minder schwere Fall (§ 51 Abs. 3 WaffG) genügt als Korrektiv nicht 

Der von der Begründung als Korrektiv angeführte minder schwere Fall (§ 51 Abs. 3 WaffG, 

Freiheitsstrafe bis zu drei Jahren oder Geldstrafe) schützt den Erlaubnisinhaber vor der 

gravierendsten Folge gerade nicht. Schärfungen und Milderungen für minder schwere Fälle 

bleiben für die Einordnung als Verbrechen oder Vergehen außer Betracht (§ 12 Abs. 3 

StGB), sodass auch eine im minder schweren Fall verhängte Geldstrafe eine Verurteilung 

wegen eines Verbrechens bleibt – mit der Folge der zwingenden absoluten 

Unzuverlässigkeit nach § 5 Abs. 1 Nr. 1 Buchstabe a WaffG und des Verlusts aller 

Erlaubnisse. Der vermeintliche Sicherheitsmechanismus läuft hinsichtlich der 

existenzvernichtenden waffenrechtlichen Folge leer und verlagert die Bewertung überdies in 

eine einzelfallabhängige, mit Rechtsunsicherheit behaftete Strafzumessung. 

VII. Eine Ausnahme schwächt das Regelungsziel nicht, sondern schärft es 

Eine Herausnahme der Erlaubnisinhaber aus dem Verbrechenstatbestand des Erwerbs, 

Besitzes und Führens beeinträchtigt das erklärte Ziel des Antrags nicht, sondern richtet die 

Norm zielgenau auf den intendierten Täterkreis aus. 

Die Ausnahme beschränkt sich auf Erwerb, Besitz und Führen; das für die Organisierte 

Kriminalität typische Handeltreiben und Verbringen (§ 51 Abs. 1 Nr. 2 Buchstaben b und c 

WaffG-E) bleibt auch für Erlaubnisinhaber Verbrechen. 
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Der gewerbs- oder bandenmäßige Missbrauch wird ohnehin vom besonders schweren Fall 

(§ 51 Abs. 2 WaffG) erfasst. 

Erlaubnisinhaber haben Zuverlässigkeit, Eignung und Sachkunde nachgewiesen und 

unterliegen fortlaufender behördlicher Kontrolle; ein Missbrauch der Erlaubnis führt zu deren 

Widerruf. 

Die Ausnahme entkriminalisiert nichts: Das Verhalten bleibt nach § 52 WaffG als Vergehen 

vollständig strafbar, es entfällt allein die unverhältnismäßige Verbrechensqualität. 

VIII. Formulierungsvorschlag 

Zur Umsetzung schlagen wir vor, die Erlaubnisinhaber von der Verbrechensstrafbarkeit des 

Erwerbs, Besitzes und Führens auszunehmen und ihre Strafbarkeit – wie bisher – als 

Vergehen im Rahmen des § 52 WaffG zu belassen. Vorzugswürdig ist eine 

Bereichsausnahme in einem eigenen Absatz: In § 51 WaffG wird nach Absatz 1 folgender 

Absatz 1a eingefügt: 

„(1a) Absatz 1 Nummer 2 Buchstabe a ist nicht anzuwenden, wenn der Täter zur Zeit 

der Tat 

1. Inhaber einer Erlaubnis zum Erwerb oder Besitz von Schusswaffen nach diesem 

Gesetz oder eines Jagdscheines (§ 13) ist oder 

2. die Schusswaffe von einem zum Besitz Berechtigten zu einem vom Bedürfnis 

umfassten Zweck überlassen erhalten hat (§ 12). 

Die Strafbarkeit nach § 52 bleibt unberührt.“ 

Zugleich entfällt die in Artikel 1 Nummer 2 Buchstabe a des Entwurfs vorgesehene 

Streichung des § 52 Absatz 1 Nummer 2 Buchstabe b WaffG; diese Vorschrift bleibt 

bestehen und erfasst für Erlaubnisinhaber künftig – aufgrund des Vorrangs des § 51 für 

Nichtberechtigte – als Vergehen den unerlaubten Erwerb, Besitz und das Führen, während 

die hiervon abhängigen Verweisungs- und Folgeänderungen (Artikel 1 Nummer 2 Buchstabe 

b sowie Artikel 2) redaktionell entsprechend anzupassen sind. 

Der Jagdschein wird ausdrücklich genannt, weil § 13 WaffG die waffenrechtlichen 

Berechtigungen der Jäger an ihn knüpft – für Langwaffen steht er nach § 13 Abs. 4 WaffG 

einer Waffenbesitzkarte gleich – und das Gesetz ihn, da er förmlich nach § 15 BJagdG erteilt 

wird, in § 13 Abs. 7 WaffG von einer Erlaubnis zum Erwerb und Besitz von Schusswaffen 

abgrenzt; zur Vermeidung von Auslegungszweifeln in einer Strafnorm (Art. 103 Abs. 2 GG) 

sollte er daher eigens aufgeführt werden. Für den dauerhaften Erwerb und Besitz von 

Kurzwaffen benötigt der Jäger zwar regelmäßig eine Waffenbesitzkarte; bei der 

vorübergehenden Überlassung (Leihe, § 12 WaffG) kann er die Kurzwaffe jedoch auch ohne 

eigene Waffenbesitzkarte besitzen. Nummer 2 erfasst diesen entliehenen Bestand, etwa 

Vereinswaffen, die einem Mitglied auch ohne eigene Waffenbesitzkarte überlassen werden 

dürfen (§ 12 Abs. 1 Nr. 3 Buchstabe b WaffG); sie knüpft bewusst an die Überlassung durch 

einen Berechtigten an und grenzt damit die Beschaffung aus illegaler Quelle, die gerade 

keine solche Überlassung ist, klar aus. Bevorzugt man die engere Fassung, kann Nummer 

2 entfallen; wir empfehlen jedoch ihre Aufnahme, weil sonst gerade der Vereinsschütze ohne 

eigene Waffenbesitzkarte schutzlos bliebe. Alternativ ließe sich die Einschränkung 

tatbestandsintern fassen, indem in § 51 Absatz 1 Nummer 2 Buchstabe a die Wendung  
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„ohne Inhaber einer Erlaubnis zum Erwerb oder Besitz von Schusswaffen nach diesem 

Gesetz oder eines Jagdscheines (§ 13) zu sein“ vorangestellt wird; diese Lösung ist 

sprachlich schwerfälliger und daher nachrangig, der Leihe-Tatbestand wäre auch dann in 

einem gesonderten Absatz zu ergänzen. 

 

Wir bitten daher, den Gesetzesantrag um die vorgeschlagene Bereichsausnahme für 

Inhaber waffenrechtlicher Erlaubnisse zu ergänzen und den bestehenden 

Vergehenstatbestand des § 52 Absatz 1 Nummer 2 Buchstabe b WaffG insoweit zu erhalten. 

Für ein vertiefendes Gespräch und eine Anhörung des BDMP stehen wir gern zur Verfügung. 

 

 

Mit freundlichen Grüßen 

 

Präsident BDMP e.V. 


